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Erster Teil 

Einführung in die Problembereiche 

In einer Auflistung der bedeutendsten strafrechtlichen Entscheidungen des Bun
desgerichtshofes der letzten Jahrzehnte nähme der Beschluß des Großen Senats für 
Strafsachen zur fortgesetzten Handlung vom 3. 5. 19941 einen der Spitzenplätze 
ein. Er wird nach einhelliger Ansicht grundlegende Veränderungen in Rechts
wissenschaft und Rechtspraxis nach sich ziehen. So wird die Entscheidung in Be
sprechungen als "spektakuläres Urteil"2 oder gar als "Jahrhundertentscheidung,,3 
bezeichnet. Der Beschluß markiert einen Wendepunkt in der Rechtsentwicklung, 
der die Strafgerichte zum Bruch mit einer alten und gewohnten Betrachtungsweise 
in der wichtigen praktischen Frage der rechtlichen Bewältigung von Serienstraf
taten nötigt. Zudem wird die durch die Entscheidung verursachte Abschaffung der 
Rechtsfigur des Fortsetzungszusammenhanges auch erhebliche Auswirkungen auf 
das gesamte Konkurrenzmodell haben, da in diesem Zusammenhang bislang viele 
rechtliche Schnittstellen und Probleme durch die Existenz der fortgesetzten Hand
lung verdeckt worden sind. 

Der Große Senat für Strafsachen hat in seiner Entscheidung ein Machtwort in 
einem schon lange zwischen den einzelnen Senaten schwelenden Streit gesprochen 
und ausführlich zum Rechtsinstitut der fortgesetzten Handlung Stellung bezogen. 
Im Schrifttum wurde diese Rechtsfigur schon seit längerer Zeit und dabei zum Teil 
sehr heftig kritisiert. Auch die stetig steigende Geringschätzung der fortgesetzten 
Handlung durch einige Strafsenate. des Bundesgerichtshofes war ein offenes Ge
heimnis. Gleichwohl ist es auf den ersten Blick überraschend, daß der Große Senat 
die Rechtsfigur des Fortsetzungszusammenhanges im Ergebnis ganz aufgegeben 
hat. 

Im folgenden wird zum einen zu klären sein, ob die gänzliche Abschaffung der 
Rechtsfigur angemessen war und welche Auswirkung sie auf laufende Verfahren 
haben kann. 

Dabei müssen auch die zahlreichen und vielschichtigen Hintergründe der Ent
scheidung - insbesondere die krisenhafte Entwicklung der Rechtsfigur - durch
leuchtet werden. 

I BGH v. 3. 5. 1994 (GSSt 2 und 3/93) BGHSt 40, 138 ff. = NJW 1994, 1663 ff. = NStZ 
1994, 383 ff. = StV 1994, 306 ff. = MDR 1994, 700 ff. = wistra 1994, 185 ff. 

2 Keppler, Neue Justiz 1994, S. 530. 

3 Hamm, NJW 1994, S. 1636. 
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Vor allem aber soll es die Aufgabe dieser Untersuchung sein, die nun zahlreich 
auftauchenden Folgeprobleme bei der rechtlichen Bewältigung von Serienstraf
taten aufzuzeigen und diesbezüglich praktikable Lösungen zu entwickeln. Nicht 
zuletzt gilt es insoweit auch, das Konkurrenzmodell von dessen äußerst einzelfall
bezogenem Charakter zu befreien und allgemein subsumierbare Kriterien für die 
Abgrenzungsfrage zwischen einer Tat, Tateinheit und Tatmehrheit nach den Maß
gaben des Großen Senates aufzustellen. 

I. Allgemeines 

Bis zum Beschluß des Großen Senates für Strafsachen vom 3. 5. 1994 - GSSt 2 
und 3/93 - hatte sich die Rechtsfigur des Fortsetzungszusammenhanges auf deut
schem Boden außerhalb gesetzlicher Normierung in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts durchgesetzt4. Zwar hatte die fortgesetzte Handlung keine Auf
nahme in das RStGB von 1871 erlangt, jedoch existierte sie seitdem als ein zur 
konkurrenzrechtlichen Handlungslehre gehörendes Rechtsinstitut der höchstrich
terlichen Rechtsprechungs. 

Die fortgesetzte Handlung stellte eine besondere Form der rechtlichen Hand
lungseinheit dar6 . Sie verknüpfte mehrere selbständige Tätigkeitsakte, welche jeder 
für sich den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllen, zu "einer Handlung im 
Rechtssinne". Der Unterschied zwischen natürlicher Handlungseinheit und Fort
setzungszusammenhang lag - grob gesehen - in der "rechtlichen und zeitlichen" 
Unselbständigkeit der einzelnen Teilakte bei der natürlichen Handlungseinheit, sei 
es, daß es sich um Einzelakte auf dem Weg zur Tatbestandsverwirklichung oder 
aber sonst um einen geschlossenen Handlungsablauf handelt, den zu trennen ge
künstelt gewesen wäre Cz. B. mehrere Schläge auf das Opfer)7. 

4 V gl. hierzu die richtungsweisenden Ausführungen von Krug, Lehre vom fortgesetzten 
Verbrechen, S. 1 ff. aus dem Jahre 1857 sowie von Schwarze, Fortgesetztes Verbrechen, S. I ff. 
(ebenfalls aus dem Jahr 1857). Wichtige Publikationen zu jener Zeit stammen ferner von John, 
Fortgesetztes Verbrechen (1860) und von Merkei, Lehre vom fortgesetzten Verbrechen (1862). 

5 Schon das Reichsgericht sah die Existenz dieser Rechtsfigur nahezu als selbstverständ
lich an; vgl. RGSt 1,450 (451); 9, 426 (427); 15,370 (371); 44, 223 (224); in letzterer Ent
scheidung wird sogar ausdrücklich festgestellt, daß der Gesetzgeber absichtlich von der Re
gelung der fortgesetzten Handlung Abstand genommen habe, um deren Gestaltung der 
Rechtswissenschaft und Rechtspraxis zu überlassen. Sogar in den beiden Vorlagen an den 
Großen Senat für Strafsachen wird noch vom grundsätzlichen Fortbestehen der Rechtsfigur 
ausgegangen; vgl. BGH v. 19. 5. 1993 - 2 StR 645192, NStZ 1993, 434 ff. und BGH v. 11. 8. 
1993 - 3 StR 361/92, NStZ 1993, 585 ff. 

6 Nahezu unbestrittene Ansicht; stellvertretend dafür BGHSt I, 313 (315); BGH NStZ 
1993,585; Geppert, JURA 1993, S. 649; Jung, JuS 1989, S. 289; Sch.Sch.-Stree, vor, § 52, 
Rdnr.31 m.w.N.; a.A. ist offenbar nur Kratzseh, der die fortgesetzte Tat als "Sonderforrn des 
Vorsatzdelikts" betrachtet; vgl. Kratzseh, JR 1990, S. 177 ff. 

7 v. Heintschel-Heinegg, JA 1993, S. 136; Jung, JuS 1989, S. 289. Auf die Abgrenzung 
"Fortgesetzte Handlung - Natürliche Handlungseinheit" wird noch ausführlich eingegangen. 
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Entstehungsgrund und ursprünglicher Zweck der Rechtsfigur war, die uferlosen 
Härten des nach Gemein- und Partikularrecht geltenden sog. Kumulationsprinzips 
zu mildem8. Nach diesem Prinzip wurde für jeden volldeliktisch verwirklichten 
Tatbestand jeweils eine Strafe festgesetzt. Am Ende wurden dabei sämtliche dieser 
Einzelstrafen einfach addiert, was in der Konsequenz zu grotesk hohen Strafergeb
nissen führte. Durch die Annahme des Fortsetzungszusammenhanges konnte ein 
solch hartes Strafresultat vermieden werden. Somit handelte es sich bei dem Insti
tut der fortgesetzten Handlung ursprünglich um ein reines Instrument zur Stärkung 
der Rechtsposition des Beschuldigten (im Rahmen der Strafbemessung). 

Im RStGB wurde das Kumulationsprinzip durch das Asperationsprinzip ersetzt, 
wonach für jede tatmehrheitlich begangene Tat eine schuldangemessene Einzel
strafe festzusetzen war und aus der höchsten unter diesen Einzelstrafen (sog. Ein
satzstrafe ) durch eine verhältnismäßige Erhöhung die Gesamtstrafe gebildet wurde 
(heute in § 54 I 2 StGB, damals in § 74 I 2 RStGB geregelt). Nach der Einführung 
des Asperationsprinzips traten die Notwendigkeit einer strafzumessungsrechtlichen 
Privilegierung des Serien straf täters und damit auch der ursprüngliche Zweck der 
fortgesetzten Handlung folglich in den Hintergrund. 

Entscheidend war die Rechtsfigur insoweit nur noch in den praktisch äußerst 
seltenen Fällen, in welchen die tatmehrheitliche gegenüber der tateinheitlichen Be
strafung eine unbillige und ungewollte SchlechtersteIlung des Täters bedeutete9. 

Gleichwohl behauptete sich die Rechtsfigur der fortgesetzten Handlung jedoch, 
weil nun für die Rechtsprechung andere Erwägungen, vor allem Zwecke der Pro
zeßökonomie und Praktikabilität in den Vordergrund traten. Der Fortsetzungs
zusammenhang wurde als dogmatisches Stilmittel erkannt und eingesetzt, um sich 
bei der prozessualen Behandlung von Serienstraftaten im Bereich der Tatermittlun
gen und der Strafzumessung Arbeit zu ersparen 10. Die Annahme "einer" fortge
setzten Handlung befreite den Richter von der (aus heutiger Sicht nur scheinbar) 
mühevollen Gesamtstrafenbildung nach Maßgabe der §§ 53, 54 StGB. Schon dem 
Reichsgericht erschien es als eine "lästige, überflüssige und wunderlich anmutende 
Arbeit ( ... ), wenn in dem Urteil zunächst für jede dieser Straftaten eine besondere 
Strafe festgesetzt und aus diesen vielen Strafen dann ( ... ) eine Gesamtstrafe ge
bildet werden müßte" 11 • 

Zudem wurde die Rechtsfigur der fortgesetzten Handlung - vor allem nach den 
gravierenden Aufweichungen ihrer objektiven und subjektiven Voraussetzungen 
durch den Bundesgerichtshof in den sechziger Jahren - in zunehmendem Maße 

R Auch über diese ursprüngliche Intention der Rechtsfigur ist man sich weitgehend einig; 
vgl. dazu Buchholz, Einzelakte, S. 75/76; Doerr, Geltung und Wirkungen, S. 24; Foth, Nirk
FS, S. 297; Jung, Schultz-GS, S. 185; Timpe, JA 1991, S. 12; LK-Vogler, vor § 52, Rdnr. 45. 

9 Gemeint waren in erster Linie die Fälle der sog . .. zeitlich gestreckten Vorsatztaten", auf 
die in dieser Arbeit noch ausführlich und umfassend eingegangen wird. 

10 Fischer, NStZ 1992, S. 420; Jung, NJW 1994, S. 916. 

11 RGSt 70,243 (244). 
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